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Er ist nur ein Verfolger der bösen Presse, die
gute Presse hat nichts von ihtit zu befürchten. Auch
von ihm könuen wir sagen: Der Herr züchtiget, wen er
lieb hat. . Ja, die Zuchtruthe, die er über uns schwingt,
ist zu unserem Heile; wir sollen und wollen sie werth
halten und den verehren, der nitS damit züchtiget.
Seine Exzellenz, Herr v. Köller, lebe hoch I hoch I hoch!
Hurrah I Hurrah 1 Hurrah l"

Weitab tiom Zentrum werden wir schwerlich ge-
schossen haben, wenn sogar die demokratische „Fraickfitrter
Zeitung" nicht blos in den hochgestimmlen Fefiberichteu
ihres öl-KorresPondeuten mitten aus dein Jubel und
Trubel heraus, sondern iu einem nüchternen Epilog von
dieser Woche die Kieler Feste als einen ersrenlichen Wende-
kreis des Krebses bezüglich der Behandlung der Presse feiert.
Da hat sich der Korrespondent der nicht freisinnigen
„Neuen Züricher Zeitimg", der den Festrumiuel auch mit-
geniacht hat, einen kühleren Kopf bewahrt. Ironisch
bemerkt er, man habe in diesen Tagen den Jonrnalisten
von oben herab eine Aufmerksamkeit erwiesen, als ob sie
mit einem Krönleiii auf dem Haupt geboren worden,
und er erinnert an das Wort be# alten Fritz: „Wenn
die verdammten Kerle nicht ordenklich schreibe», erfährt
die Welt nichts I"

Nun, gut mag es immerhin sein, daß man in hohen
Regionen bei solchen Anlässen die Presse braucht als
Posaune, und man sich daher bemüht, sie in gute Laune
zu versetzen. Vielleicht hat mau eben deswegen alle
Schleuse» der Liebenswürdigkeit geöffuet und die Jour-
nalisten mit so auffallenden Aufmerksamkeiten überhäuft,
weil man ein böse# Gewissen hatte, und befürchtete, die
Presse möchte in ihrer Berichterstattung sich für die ihr
sonst applizirteu Fußtritte revanchiren. Daß diese Furcht
eine übertriebene war, konnte Herr v. Köller am besten
aus dem freisinnigen Hoch ersehen. Das Völkchen
ist leicht wieder begütigt ruib freisinnige Politiker
sind keine intransigenten Sozialdemokraten; ein frei-
sinnige# Oppositionsherz schmilzt wie Butter in den
Sounenstrahlen ministerieller Gnaden.

Es giebt ein Ding in der iirenschlicheir Brnst, das
man „Staralter" heißt. Es hat nichts gemein mit jener
plumpen und bornirteir Gehässigkeit und Unversöhnlich-
keit, die eS nicht über’# Herz bringe» kann, denr Gegner
die Hand zu reichen, wenn er aufrichtige Wandlung
seiner bösen Gefinnung an den Tag legt und im Grollen
und Schmollen eigensinnig verharrt. Karaktcrlos und
verächtlich aber ist der Mensch und bet Stand, der nicht
seine Würde wahrt gegen die Mächtigen, die ihn mit
ausgesuchter Feiudseligkeit zu behandeln pflegen und ihnen
ohne Zandern pibeNrb- um den Hals fallen ober besser
zu Füßen flicke», wenn sie ihn einmal brauchen. Kan»
mau sich da wundern, daß die Mächtigen keinen Respekt
haben vor dem Stand imd, sobald sie ihn nicht mehr
brauchen ihn wieder in der alten Weise miühandeln?

Wie sagt der alte Bürger :
Viel' Klagen hört' ich oft erheben
Vom Hochmuth, den der Große übt:
Der Großen Hochmuth wird sich geben,
Wenn unsre Kriecherei sich giebt.

Als die „energievollsten Koraktere" und die „ein-
zigen Männer in Deutschland, bencu Leben inne-
wohnt", hat H. Heine schon vor 40 Jahre» die Sozial-
demokrate» seiner Zeit, die Kommnnistei,, bezeichnet.
Da? freisinnige Hoch auf Herrn v. Köller ist eine weitere
Illustration dazu unser vielen anderem
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Der Gesetzentwurf über die VerpflegungS
stationen ist am Donnerstag vom preußischen A b-
g e 0 r d n e t e ii h a ii f e in zweiter Lesung angenommen
worden, wesentlich in der Fassung der Kommisfion.
Gleich bei § 1, der das Prinzip der Errichtung der
Stationen enthält, erklärte Finanzniinister Miguel,
daß die Vorlage für die Regierung nicht annehmbar
fei, wen» in §3 die Bestimmung aufrecht erhalten bliebe,
daß der Staat mit einem Drittel zn de» Kosten heran-
gezogen würde. Er begrün bete diese ablehnende Haltung
der Regierung zum Staatszuschnß für die VerpflegnngS-
stativnen folgendermaßen:

„Wir erblicken in dem Prinzip bet Vorlage eine
sehr wesentliche sozialpolitische Ansgabe uitb würben be-
dauern, wenn lediglich wegen dieses Anspruches, der
seitens der Koininission an de» Staat erhoben wird, das
ganze Gesetz scheitert. Unsere ablehnenden Gründe sind
folgende: Zuerst erscheint es vom rein finan-
ziellen Standpunkt aus bedenklich, de»
Staat, iiachdein er soeben bett Kommunen bedeutende
Einnahmequellen Überwiese» hat (Unruhe rechts) und ihnen
dadurch die Aufgaben der Selbstverwaltung erleichtert
hat, nunmehr mit einer Ausgabe von JL 700000 bis
AU 800 000 z» belasten, die gegenüber der jetzigen Finanz-
lage des Staates am allerwenigsten berechtigt wäre. Rach
der ganzen Konstruktion unserer Verwaltung und der
Berlheilitng der Ausgaben innerhalb der Gesammtver-
waltnng liegt die Fürsorge für Arnie und Hülslofe in
Preußen den Gemeinden, Kreisen und Provinzen ob,
und der Staat hat früher sehr erhebliche Mittel grabe
den Provinzen z» diesem Zwecke überwiesen. Ich würbe
es für einen sehr bedenkliche» Schritt halten, roeiui hier
der Anfang gemacht würde, be» Staat in diesen Ver-
waltnngszweig hineinziizieheii, zumal mau gar nicht
weiß, zu welche» Konseqiienzen das führt. Der
Schritt wurde um so bedenklicher fein gegenüber
vielfach hervortrekenben Tendenzen, auch aus diesem
Gebiete zu größerer Zeutralilation zu kommen,
wahrend wir umgekehrt stets in Uebereinstimmung mit
lern Hause anerkannt haben, daß grabe ans diesem Ge-
biet bet «rmeujürfotg« eine zweckmäßige Dezentralisation
das Beste ist. Wir w i b e r ft r e b e u einer solchen Zen-
tralisation grundsätzlich. Wen» Sie vom Staat
ein Drittel der Kosten »erlangen, so ist die nothwendige
Konsequenz, daß der Staat entweder in die Lage kommt,
diesen Zuschuß zu leisten, ohne auf die ganze Vermal-
tung einwiickeu zu können, ober aber gedrängt wirb, in
dieser Verwaltung eine maßgebende Stellung einzu-
iiehmeu, d. h. der Selbstverwaltung eine starke büreau-
kratische ffinmifcbuug zu geben. Obwohl die Kommission
ja bemüht gewesen ist, die Eiiiwirkiiug der Staatsbehörden
ans diesem Gebiet möglichst zurückzudräiigeu, würbe selbst
nach ihren Beschlüssen die staatliche Einwirkung eine sehr
entscheidende fein und in einer mehr egalifirenbeii Weise
gehandhabt werben, als wenn der Staat finanziell bei
der Sache nicht beteiligt ist.

„Es scheint mir fast so, als meuu iu der Kom-
mis s i 0 n bie Gegner b e S Prinzips des
Gesetzes sich mit bc u Freundeu dadurch
verständigt haben, daß sie den be-
gonnenen Ausweg gewählt haben, die
Sache au f die allgemeine Staatskasse zu
wälzen. (Heiterkeit und Zustimmung.) Die Ueber-
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